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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Datenschutz und Statistik

In der Herbstsession 2018 beschäftigte sich der Ständerat als Zweitrat mit der ersten
Etappe der DSG-Revision, welche nur die Schengen-relevanten Bestimmungen des
Gesetzgebungsprojektes umfasste. Die Schweiz hätte ihr Datenschutzrecht eigentlich
bis zum 1. August 2018 an die EU-Richtlinie 2016/680 betreffend den Datenschutz in
Strafsachen anpassen müssen, war damit im September also schon leicht im Verzug.
Obwohl sich Kommissionssprecherin Pascale Bruderer Wyss (sp, AG) nicht sonderlich
begeistert von der Etappierung der Vorlage zeigte – der Schengen-relevante Teil sei
nicht der einzige, der zügig abgeschlossen werden sollte, denn die übrigen
Bestimmungen seien zwar nicht für das Fortbestehen der Schengen-Assoziierung, aber
sehr wohl für den Angemessenheitsbeschluss relevant und somit nicht weniger wichtig
–, appellierte sie an den Rat, das Beste daraus zu machen und den eingeschlagenen
Weg möglichst rasch weiterzugehen.
Nachdem die kleine Kammer ohne Gegenantrag auf die Vorlage eingetreten war, wurde
auch hier, wie zuvor im Nationalrat, die Diskussion geführt, ob die gewerkschaftlichen
Ansichten in der Definition der besonders schützenswerten Personendaten explizit
aufgeführt werden müssten oder ob man diese streichen könne, da sie von den
politischen und weltanschaulichen Ansichten erfasst würden. Wie der Nationalrat
sprach sich auch der Ständerat mehrheitlich für die Streichung der gewerkschaftlichen
Ansichten aus, obwohl, wie von Bundesrätin Sommaruga und Minderheitsvertreter
Stöckli (sp, BE) angemerkt, dieser Antrag gar nie begründet worden sei. Materiell
änderte sich damit nichts im Vergleich zum geltenden Recht, weshalb sowohl die
Justizministerin als auch der Minderheitsvertreter letztlich vergebens die
Notwendigkeit dieser Anpassung – notabene in einem ohnehin befristeten Gesetz –
angezweifelt hatten. Als zweite Änderung und damit neue Differenz zum Nationalrat
verbot der Ständerat dem EDÖB grundsätzlich die Ausübung jeglicher Nebentätigkeiten,
unabhängig davon, ob diese vergütet werden oder nicht. Abweichend vom Grundsatz
soll der Bundesrat eine solche jedoch gestatten können, wenn der EDÖB dadurch nicht
in der Ausübung seiner Tätigkeit, seiner Unabhängigkeit und seinem Ansehen
beeinträchtigt wird. Diese Absicht hatte bereits der Bundesrat in seinem Entwurf
gezeigt, der Ständerat habe jetzt aber die «richtige Perspektive» und die «richtige
Formulierung» gefunden, so Bundesrätin Sommaruga. Einstimmig verabschiedete die
kleine Kammer das Schengen-Datenschutzgesetz mit dieser einen verbleibenden
Differenz. Ebenfalls einstimmig genehmigte sie auch den Notenaustausch zwischen der
Schweiz und der EU betreffend die Übernahme der EU-Richtlinie 2016/680 zum
Datenschutz in Strafsachen.
Der Nationalrat räumte die Differenz daraufhin oppositionslos aus und nahm das
Schengen-Datenschutzgesetz in der Schlussabstimmung mit 182 zu 11 Stimmen an. Der
Genehmigung des Notenaustausches stimmte er mit 139 zu 45 Stimmen zu; dagegen
opponierte ein Grossteil der SVP-Fraktion. Im Ständerat passierten beide Entwürfe die
Schlussabstimmung einstimmig. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.09.2018
KARIN FRICK

Die Beratung der Totalrevision des Datenschutzgesetzes, wofür sich die
Staatspolitische Kommission des Nationalrates zwei Jahre Zeit gelassen hatte, schloss
die SPK-SR nach nur zwei Monaten Ende November 2019 ab. Mit dem hohen Tempo
wollte Kommissionspräsidentin Pascale Bruderer Wyss (sp, AG) es möglich machen, dass
die Schlussabstimmungen zur Revision noch im Frühjahr 2020 – und damit noch bevor
die EU Ende Mai über die Angemessenheit des schweizerischen Datenschutzes
entscheiden wird – stattfinden können. Eine Analyse des Bundesamtes für Justiz
zuhanden der Kommission hatte vier Punkte zutage gefördert, in denen das DSG nach
den Beschlüssen des Erstrates noch nicht den europäischen Anforderungen entsprach
und wo die SPK-SR ihrem Rat deshalb eine Abweichung vom Nationalrat beantragte.
Erstens sei die Ausnahme der gewerkschaftlichen Ansichten von den besonders
schützenswerten Personendaten gemäss den Kriterien für die Äquivalenzprüfung
unzulässig. Ebenso problematisch sei zweitens der Verzicht auf eine ausdrückliche
Einwilligung beim Profiling. Drittens dürfe nicht, wie vom Nationalrat vorgesehen, auf
die Informationspflicht verzichtet werden, weil die Information einen
unverhältnismässigen Aufwand erfordere, und viertens forderten die EU-Regeln

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.12.2019
KARIN FRICK
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wirksame und abschreckende Sanktionen für den Fall der Sorgfaltspflichtverletzung; der
Beschluss des Nationalrates, solche Verstösse nicht zu ahnden, sei daher «mehr als nur
problematisch», wie Kommissionssprecher Daniel Fässler (cvp, AI) in der Wintersession
2019 dem Ständeratsplenum erläuterte.
Im Gegensatz zum Nationalrat war Eintreten im Ständerat unbestritten und die Debatte
wenig kontrovers – was wahrscheinlich nicht zuletzt dem Umstand geschuldet war, dass
die Urheber der meisten Minderheitsanträge dem Rat mittlerweile nicht mehr
angehörten. Insgesamt brachte die kleine Kammer die Vorlage wieder näher an den
Entwurf des Bundesrats und damit zum von Berichterstatter Fässler genannten Ziel, die
Vereinbarkeit des schweizerischen Datenschutzrechts mit der
Datenschutzgesetzgebung der EU sowie mit der inzwischen vom Bundesrat
unterzeichneten Europarats-Konvention SEV 108+ sicherzustellen. Bei drei der vier vom
BJ als problematisch identifizierten Punkte schwenkte der Ständerat stillschweigend
auf die Linie des Bundesrats zurück. So fügte er die gewerkschaftlichen Daten wieder in
den Katalog der besonders schützenswerten Personendaten ein, strich die Ausnahme
von der Informationspflicht bei unverhältnismässigem Aufwand wieder aus dem Gesetz
und nahm die Strafandrohung von einer Busse bis zu CHF 250'000 bei vorsätzlicher
Verletzung der Datensicherheit wieder auf. Ausführlicher debattierte die kleine
Kammer die Frage, ob für das Profiling (d.h. die automatisierte Bearbeitung von
Personendaten, um aufgrund bestimmter Merkmale einer Person deren Verhalten
analysieren oder voraussagen zu können) in jedem Fall – wie es der Bundesrat
vorgesehen hatte – oder nur bei Profiling mit hohem Risiko eine ausdrückliche
Einwilligung erforderlich sein soll. Dem Beschluss des Nationalrats zu folgen und gar
keine ausdrückliche Einwilligung für Profiling zu verlangen, war für die Kantonskammer
indes keine Option. Mit 19 zu 14 Stimmen bei einer Enthaltung hiess sie den
risikobasierten Ansatz, den die Kommissionsmehrheit als Mittelweg zwischen Bundesrat
und Nationalrat präsentiert hatte, gut. Damit soll Profiling mit hohem Risiko für die
Persönlichkeit oder die Grundrechte der betroffenen Person nur mit deren
ausdrücklicher Einwilligung erlaubt sein, wobei sich das hohe Risiko beispielsweise an
der Verknüpfung von Daten verschiedener Herkunft oder an der Möglichkeit,
Rückschlüsse auf verschiedene Lebensbereiche der betroffenen Person zu ziehen,
bemisst. Eine weitere, im Hinblick auf die Erfüllung der EU-Anforderungen wichtige
Differenz schuf die Kantonskammer beim Auskunftsrecht, das sich nun nicht mehr wie
vom Nationalrat beschlossen auf eine abschliessende Liste von Informationen
beschränken soll. In der Gesamtabstimmung nahm die Ständekammer die Vorlage mit
29 zu 4 Stimmen an, wobei alle Gegenstimmen aus den Reihen der SVP-Fraktion
stammten. 2

Bildung, Kultur und Medien

Bildung und Forschung

Hochschulen

Andrea Gmür-Schönenberger (cvp, LU) forderte den Bundesrat auf, die ohnehin
vorhandenen Daten zum Studienerfolg von Maturandinnen und Maturanden
aufgeschlüsselt nach Gymnasien veröffentlichen zu lassen. Falls für die richtige
Interpretation der Daten weitere Informationen der Kantone erforderlich seien, so sei
das BFS verpflichtet, diese einzuholen und ebenfalls zu publizieren. Der Bundesrat
beantragte die Ablehnung der Motion mit der Begründung, dass das BFS keine Resultate
publizieren dürfte, welche Rückschlüsse auf einzelne Gymnasien zuliessen; dies wäre
bei Daten zum Studienerfolg nach Gymnasium aber der Fall. Der Schutz der Befragten –
beziehungsweise der zur Verfügung gestellten Informationen – stelle für die Kantone
eine wichtige Voraussetzung für die Bereitschaft dar, dem BFS diese Informationen
weiterhin zu übermitteln. 
In der nationalrätlichen Debatte erörterte Gmür-Schönenberger, dass der Anteil der
ehemaligen Schülerinnen und Schüler, die später einen Hochschulabschluss erreichen,
ein Qualitätsmerkmal für ein Gymnasium darstelle. Es sei daher für die Kantone und die
Bürgerinnen und Bürger, aber auch für die Forschung, wichtig zu erfahren, wie die
einzelnen Gymnasien hier abschnitten. Der Nationalrat nahm die Motion mit 181 zu 3
Stimmen bei 2 Enthaltungen klar an.
Im Ständerat erläuterte Anne Seydoux-Christe (cvp, JU) für die Kommissionsmehrheit,
dass drei wichtige Punkte für die Ablehnung der Motion sprächen. Erstens gehe es in
den Gymnasien nicht ausschliesslich um die Ausbildung zukünftiger Studentinnen und
Studenten. Zweitens spielten viele andere Faktoren – wie etwa der Bildungsgrad der
Eltern oder die Studienfachwahl – eine entscheidende Rolle für einen allfälligen

MOTION
DATUM: 26.09.2018
BERNADETTE FLÜCKIGER

01.01.90 - 01.01.20 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Hochschulabschluss. Drittens stelle sich die Frage, weshalb dann nicht auch die Daten
anderer Institutionen, wie etwa der Berufsmaturitätsschulen, veröffentlicht würden.
Für die Kommissionsminderheit wies Erich Ettlin (cvp, OW) darauf hin, dass die Open-
Government-Data-Strategie der Schweiz darauf abziele, ohnehin erhobene Daten zu
veröffentlichen. Zudem erörterte Ettlin, dass es auch unter den Volksschulen (Stichwort
PISA) oder unter den Hochschulen Wettbewerb gäbe. Schliesslich seien diese Daten
eine essenzielle Grundlage für die Kantone, um die Qualität ihrer gymnasialen
Ausbildung und der einzelnen Gymnasien sicherzustellen. In der Abstimmung folgte der
Ständerat jedoch seiner Kommissionsmehrheit und lehnte die Motion mit 30 zu 10
Stimmen bei einer Enthaltung deutlich ab. 3

1) AB NR, 2018, S. 1390 f.; AB NR, 2018, S. 1769; AB SR, 2018, S. 617 ff.; AB SR, 2018, S. 801; NZZ, TA, 12.9.18; NZZ, 29.9.18
2) AB SR, 2019, S. 1237 ff.; NZZ, 24.10.19; AZ, Lib, NZZ, TA, 19.12.19
3) AB NR, 2018, S. 1633; AB SR, 2019, S. 432 ff.; Medienmitteilung WBK-SR vom 30.4.19
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